Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 


Der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen 

ZE 7026 “O Bonn, den 21. Februar 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betn: Anfrage Nr. 46 der Abgeordneten Strauß, Stück- 
len, Karpf und Genossen vom 2. Februar 1950 
- Nr. 492 der Drucksachen - betr. Anleihe bei 
den Inhabern von Telephonanschlüssen. 


Zu der obenbezelchneten Anfrage wird wie folgt Stellung genommen : 


Z// IJ 

A. Vergleich der Zahlen der Hauptanschlüsse und der Sprechstellen 
je 100 Einwohner in den Staaten Westeuropas. 

(Ausland Stand Ende 1948, Deutschland Stand 1. Januar 1950). 


Belgien 

Sprechstellen 
je 100 Einwohner 

7 

Hauptanschlüsse 
je 100 Einwohner 

5.2 

Dänemark 

15.3 

12.2 

Frankreich 

5.5 

3.4 

Großbritannien 

9.7 

5.9 

Luxemburg 

7.3 

5.3 

Niederlande 

6.4 

4.4 

Österreicli 

5.2 

3.2 

Schweden 

20.6 

17.1 

Schweiz 

17.0 

11.0 

Deutschland 

4.31 

2.52 


Die Tabelle zeigt, daß das Bundesgebiet von allen wirtschaftlich 
bedeutenden Staaten Westeuropas die geringste Fernsprech dichte 
aufweist und auf einen Stand zurückgefallen ist, der seiner Be- 
deutung im Wirtschaftsraum Europa in keiner Weise gerecht wird. 


B. Vergleich der Gesprächszahlen je Hauptanschluß 


Bel gien 

Ortsgespräche 
je Hauptanschluß 

835 

Ferngespräc 
je Hauptansc 

127 

Dänemark 

1712 

311 

Frankreich 

787 

316 

Großbritannien 

986 

77 

Niederlande 

1128 

303 

Österreich 

— (Zeittarif) 

173 

Schweden 

1560 

85 

Schweiz 

695 

495 

Deutschland 

1457 

257 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
*\iiein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 



Diese Tabelle läßt erkennen, daß im Bundesgebiet trotz der 
geringen Fern sprech dichte die Gesprächszahlen der Länder mit 
großer Dichte erreicht werden. Diese Tatsachen bedeuten, daß 
trotz der geringen Verkehrsmöglichkeit ein starkes Verkehrsbe- 
dürfnis besteht und daß in vielen Fällen ein Fernsprechanschluß 
von mehreren Personen oder Firmen benutzt wird. 

C. Über die Güte des deutschen Fernsprechverkehrs gibt nadistehende 
Aufstellung Aufschluß. 

a) Es wurden abgewickelt im Sofort verkehr (ohne Wartezeit) 
von den Gesprächen bis 100 km durchschnittlich 50 v. FI. 
und von den Gesprächen über 100 km durchschnittlich nur 
1 V. FI. des in den einzelnen Fernämtern für diese Entfer- 
nungen anfallenden Verkehrs. 

b) Es wurden im Verkehr mit Wartezeit von den Gesprächen 
über 100 km durchschnittlich 40 v. FI. der in den einzelnen 
Fernämtern anfallenden Gespräche mit einer Wartezeit von 
über 30 Minuten abgewickelt (gerechnet von der Anmeldung 
bis zum Gesprächsbeginn). 

c) Bei Insgesamt 305 619 Ferngesprächen an einem Zähltage wur- 
den 79429 vergebliche Versuche durchgeführt, den Teilneh- 
mer zu erreichen (das besagt, daß Teilnehmer in diesen Fäl- 
len bei Flerstellung von Ferngesprächen besetzt gefunden 
wurden). 

Diese letzten Zahlen lassen besonders deutlich erkennen, mit 
welchen Schwierigkeiten die Deutsche Bundespost zu kämpfen 
hat und wie weit sie im Vergleich mit dem Ausland technisch 
und betrieblich zurückgefallen ist. Im Ausland ist vielfach der 
Selbstwählferndienst bereits vollkommen eingeführt oder wird 
mit aller Macht ausgebaut. Die Flerstellung eines Ferngesprächs 
über beliebige Entfernungen im Sofortverkehr oder mit Warte- 
zeiten von höchstens 5 Minuten ist im Ausland eine Selbst- 
verständlichkeit. Bereits im Jahre 1946 wurde auf der Tagung 
des Comitee Consultative Internationale (F) in Montreux fe^tge- 
legt, daß im gesamten europäischen Fernsprechverkehr bis zum 
Jahre 1952 der Sofortbetrieb eingeführt sein soll. Das Ausland 
geht sogar schon dazu über, im Verkehr zwischen den einzelnen 
Ländern den Fernwahlberrieb aufzunchmen, wie der im Gang 
befindliche Aufbau des Netzes London- Parls-Brüssel-Zürich zeigt. 
Wenn Deutschland nicht gänzlich zurückfallen und aus dem 
Verbände dieses Fortschrittes ausscheiden will, so ist es hödhste 
Zeit, sich durch Ausbau des Fernmeldewesens wieder einzu- 
schalten. Wie das Ausland über Deutschland in diesen Dingen 
denkt, geht auch daraus hervor, daß das Ausland moderne 
Trägerfrequenz-Fernspredikabel in einem Ring um Deutschland 
herum auslegen wollte. Die Durchführung dieser Absicht würde 
aber bedeuten, daß Deutschland seine frühere beherrschende 
Stellung im europäischen Durchgangsverkehr und eine wichtige 
Deviseneinnahmequelle verlieren würde. 

D. Die genannten Nachteile des deutschen Fernsprechverkehrs sind 
nun nidit auf Minderleistungen drs Personals zurückzuführen, 
sondern es muß mit Nachdruck betont werden, daß nur durch 
vorbildlichen Einsatz des gesamten Betriebspersonals diese Lei- 
stungen aus den unzureichenden technischen Einrichtungen heraus- 
geholt werden konnten. Ausländische Fachleute haben bei ihren 
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Besuchen in Deutschland wiederholt betont, daß sie derartige 
Leistungen des Personals bei den bestehenden technischen Ein- 
richtungen nicht für möglich gehalten hätten. 

Es muß aber an dieser Stelle betont werden, daß Fernsprech- 
einrichtungen für eine bestimmte Verkehrsgröße ausgebaut werden 
und dann auch nur diesen bei der Planung zu Grunde gelegten 
Verkehr bewältigen können. Es wird vielfach angenommen, daß 
auch bei fernsprechtechnischen Einrichtungen eine Überlastung 
möglich ist, wie es beispielsweise im Persoaen-Transport wesen 
häufig vorkommt. Dies ist aber nicht der Fall; ein Fernkabel, 
das z. B für die gleichzeitige Übertragung von 100 Gesprächen 
bemessen ist, kann eben gleichzeitig nur 100 Gespräche auf- 
nehmen und nicht eines mehr. 

E. Die Anforderungen der Öffentlichkeit an das Fernsprechwesen 
der Deutschen Post finden u. a. ihren Ausdruck darin, daß z. Zt. 
rund 350 000 auf ihre wirtscliaflliche Berechtigung geprüfte An- 
träge auf Anschluß an das öffentliche Fernsprechnetz vorliegen. 
Nach den Durchschnittssatzermittlungen beträgt der Investitions- 
aufwand, berechnet auf je eine Sprechstellc, in den technischen 
Anlagen des Ortsverkehrs 1150 Divl, in den technischen Anlagen 
der Fernverkehrs 1650 DM. Fiiernach berechnet sich der Gesamt- 
investitionsaufwand allein für die erwähnten 350 000 Anschlüsse 
in runden Zahlen wie folgt : 

a) Im Ortsverkehr (Sprechsteilen nebst Zubehör 
einschließlich der Vermittlungsstellen für den 
Ortsverkehr, Stromversorgungsanlagen und 
ober- und unterirdische Anschlußleitungen) 

350 000X 1150- 

b) Im Fernverkehr (dringend erforderliche Er- 
weiterungen zur Aufnahme des zusätzlichen 
Fernverkehrs dieser Fcilncnmcr in den Fern- 
ämtern, im Kabelnetz, in den Verstärkerein- 
richtungen und den Meßausrüstungen 

350000X1660- 

c) Dazu kommt ein dringend erforderlicher 
Erneuerungsbedarf, insbesondere für Ver- 
mittlungsstellen im Orts- und Ferndienst. 

Dieser hat sich deswegen sehr hoch angestaut, 
weil seit mehr als 10 Jahren alle Erneuerungen 
zurückgestellt werden mußten, obwohl die 
Anlagen durch Kriegseinflüsse sehr in Mit- 
leidensdiaft gezogen worden sind. Dieser 
Bedarf ist mit rd. 
in Rechnung zu setzen. 

Allein für den angestauten Investitionsbedarf 
ist daher ein Aufwand von 1 184,5 Milk DM 

in Rechnung zu stellen. Unberücksichtigt bleiben hierbei die 
beträchtlichen Aufwendungen in den nächsten Jahren als Folge 
einer immer mehr fortschreitenden Ausdehnung des Fernmeldc- 
wesens, wie sie nach der Ziffer 1) erwartet werden muß, und 
ferner bleibt unberücksichtigt vorerst der notwendige Übergang 
auf moderne technische Verfahren, wie sie sich insbesondere 
in der vorzunehmenden Automatisierung des Fernverkehrs 


40 3,5 Mül. DM 


58 1,0 Milk DM 


200,0 Milk DM 
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und in dem Übergang auf moderne Weitverkehrsleitungen 
mit hohen Übertragungsgeschwindigkeiten gemäß internatio- 
nalen Bedingungen ergeben. 

Davon ausgehend, daß Westdeutschland allmählich auf einen 
mit den anderen westeuropäischen Ländern vergleichbaren 
Stand gebracht werden soll, besteht bei der Post das Bedürf- 
nis, im Jahre 1950 etwa folgende Aufgaben durchzuführen: 

a) Ortsverkehr: Einrichtung von 160 000 neuen Hauptan- 

schlüssen (mit den dazu notwendigen Amts- 
einrichtungen) und im Zusammenhang hiermit 
die gründliche Überholung der Ortsnetze, 

b) Weltverkehr: Die Auslegung von 500 km modernen Träger- 

frequenz-Kabels, ihre Ausrüstung mit Träger- 
frequenz - Einrichtungen , die Auswechslung 
zahlreicher alter Verstärker-Einrichtungen, die 
wesentliche Erweiterung des Selbstwählfern- 
dienstes und die Einrichtung neuer Fernämter 
für den Durchgangsverkehr. 

c) Telegraphie: Die Erweiterung des Teilnehmer-Fernschreib- 

netzes um 1200 Anschlüsse und die Ver- 
besserung der Übertragungseinrichtungen. 

Hierfür sind an Investitionsmittein vorzusehen rd.29 1 ,0 MilLDM 
im Rechnungsjahr 1950. Für die anschließenden Jahre ist 
zunächst bis auf weiteres mit dem gleichen Kapitalbedarf zu 
rechnen. Es ist einleuchtend, daß diese Mittel nur zu einem 
Bruchteil aus den laufenden Betriebseinnahmen der Deutschen 
Post gedeckt werden können. 

Zu 2) 

Die dargestellten Mißstände können nur mit erheblichen Kapi- 
talinvestitionen behoben werden. Es war daher erwogen, eine 
Anleihe von jedem Fernsprechteilnehmer in folgender Form auf- 
zunehmen : 

A. Bei Belassung bestehender Anschlüsse 

a) für jeden Hauptanschluß (Einzelanschluß) 200 DM 

b) für jeden amtsberechtigten Nebenanschluß und für 

jede Hauptstelle von Gemeinschaftsanschlüssen (Ge- 
meinschaftssprechstclle) 100 DM 

B. Bei Einrichtung neuer Anschlüsse 

a) für jeden Hauptanschluß (Einzelanschluß) 300 DM 

b) für jeden amtsberechtigten Nebenanschluß und für 

jede Hauptstelle von Gemeinschaftsanschlüssen (Ge- 
meinschaftssprechstelle) 150 DM 

Bei bestehenden Anschlüssen sollten die Beträge zur Hälfte bis 
zum 1. Juli 1950 und der Rest bis zum 1. März 1951 gezahlt 
werden. 

Das Kabinett hat nach Beratung die Auffassung vertreten, daß 
die Auflegung dieser Anleihe in der von der Deutschen Bundes- 
post beabsichtigten Form z. Zt. nicht zweckmäßig ist. 
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Zu j) 

Es war beabsichtigt, den Anleihezeichnern Schuldbuch forde- 
rungen mit 10 jähriger Laufzeit und einem jährlichen Zinssatz 
von 5\/2 ®/o einzuräumen. Nach Ablauf von 3 Jahren sollte 
eine jährliche Auslosung mit Vt des Gesamtbetrages stattfinden. 

Zu 4) 

Die Deutsche Bundespost hatte berücksichtigt, daß ein Teil der 
Fernsprechteilnehmer die Anleihe nicht aufbringen werden könne. 
Deswegen war beabsichtigt, Ausnahmen zugunsten von Flücht- 
lingen, Sozialrentnern, Kriegsbeschädigten usw. zuzulassen. Diesen 
Gruppen sollten Erleichterungen in der Zahlung und, falls nötig, 
auch Erlaß gewährt werden. 

5; 

Da die Frage der Zweckmäßigkeit der beabsiditigten Anleihe 
verneint wurde, ist eine Entscheidung, in welche Rechtsform sie 
gekleidet werden sollte, nicht gefallen. 


Sdiuberth 



